
Antrag 

 

 

der Abgeordneten Waldhäusl, Königsberger, Ing. Huber, Landbauer, 

Dr. Krismer-Huber und Dr.Petrovic 

 

betreffend:  NEIN zum Durchgriffsrecht der Bundesregierung! 

 

 

Die Asylpolitik der Bundesregierung ist gekennzeichnet durch ein chaotisches und 

ungeregeltes Reagieren, anstatt eines offensiven und gesteuerten Agierens. Es fehlt 

ein Masterplan für die Bewältigung der Flüchtlingsströme. Wöchentliche 

Streitigkeiten über „Quoten“ lösen das Problem nicht und verunsichern die 

Bevölkerung.  

Unrühmlicher Höhepunkt dieser chaotischen Asylpolitik des Bundes ist das am 1. 

September beschlossene Bundesverfassungsgesetz über die Unterbringung und 

Aufteilung von hilfs- und schutzbedürftigen Fremden („Durchgriffsrecht“), das die 

Autonomie der Länder und der Gemeinden sowie die Nachbarrechte von Bürgern 

völlig aushebelt.  

Zu Recht lehnen viele öffentliche Institutionen und Verantwortungsträger diesen 

Eingriff in Verfassungsrechte der Gemeinden strikt ab. Welches Verfassungsgesetz 

nimmt sich der Bund als nächstes vor? Die Verfassung ist immerhin die Grundsäule 

der demokratischen Gesellschaft, die nun der Beliebigkeit preisgegeben wird. Das ist 

der Beginn vom Ende des Föderalismus.  

Dieses Bundesverfassungsgesetz ist ein „Strafgesetz“, das Regionen und 

Gemeinden, die eine willkürlich festgelegte Quote nicht erfüllen, mit 

Zwangsansiedelungen von Flüchtlingsunterkünften unter Druck setzt. 

Neben der Aushebelung der Länder- und Gemeindeautonomie sowie der 

Nachbarrechte von Bürgern, kann der Bund auch jederzeit eigenständig die 

derzeitige Quote von 1,5 % der Wohnbevölkerung einer Gemeinde erhöhen. Ein 

effektives Mitspracherecht der Länder und Gemeinden gibt es nicht! 

Die Bundesministerin für Inneres kann per Bescheid die Nutzung und den Umbau 

von Bauwerken oder die Aufstellung beweglicher Wohneinheiten - auf Grundstücken, 
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welche im Besitz des Bundes bzw. von diesem angemietet oder gepachtet sind, 

ohne vorheriges Verfahren – anordnen. Das Unterbringen von bis zu 450 Personen 

(!) pro Grundstück ist somit möglich. Gegen diesen Bescheid ist eine Beschwerde 

nicht zulässig. Das Fehlen jeglicher Rechtsmittel gegen diese Maßnahmen ist 

demokratiepolitisch mehr als bedenklich. Die Autonomie von Ländern und 

Gemeinden bzw. ein Mitspracherecht in der Frage der Unterbringung von 

Asylwerbern wird systematisch abgeschafft.  

 

 

Die gefertigten Abgeordneten stellen daher folgenden 

 

 

Antrag 

 

 

Der Hohe Landtag möge beschließen: 

„1. Der NÖ Landtag spricht sich gegen das „Durchgriffsrecht“ der Bundesregierung 

aus. 

2. Die Landesregierung wird im Sinne der Antragsbegründung aufgefordert, alle 

rechtlichen Schritte zu setzen, um das ‚Bundesverfassungsgesetz über die 

Unterbringung und Aufteilung von hilfs- und schutzbedürftigen Fremden‘ rasch 

wieder aufzuheben.“ 

 

 

Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag dem Rechts- und 

Verfassungsausschuss so rechtzeitig zur Vorberatung zuzuweisen, dass eine 

Behandlung am 17. September 2015 möglich ist.  


